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Präambel
Störfälle oder Katastrophen sind in einem Unternehmen sehr selten, können aber immense Schäden verursachen. In diesen Fällen müssen Mitarbeiter vor Schaden für Leben und Gesundheit geschützt, aber auch der wirtschaftliche Schaden für das Unternehmen möglichst gering gehalten werden. Eine weltweite Seuche, also z.B. Grippeepidemie, kann für ein Unternehmen einen Großschadenfall bedeuten, der sich über einen Zeitraum von mehreren Wochen erstrecken kann. Für vorstehende Fälle existieren staatliche Katastrophen- bzw. Pandemiepläne, um die Versorgung und Gesundheit der Bevölkerung zu gewährleisten. Im Rahmen dieser bundesweit gültigen Pläne haben die Unternehmen eigene Vorsorge zu treffen. 
Ziele einer Pandemieplanung sind
· Verlangsamung der Ausbreitung
· Verringerung der Erkrankungs- und Sterberate
· Beschränkung des Schadens
· zuverlässige Information.
Um im Störfall eine schnelle Handlungsfähigkeit zu garantieren, werden mit dem Betriebsrat Regelungen getroffen, um eventuell mitbestimmungspflichtige Maßnahmen und Sachverhalte nicht kurzfristig verhandeln zu müssen.
§ 1 Zielsetzung
Die Betriebsvereinbarung stellt die Handlungsfähigkeit für die geschäftsnotwendigen Prozesse im Falle des Eintritts einer Pandemie oder eines anderen Großschadenereignisses sicher (Aufrechterhaltung des Minimalbetriebs). Sie regelt diejenigen Fälle und Maßnahmen, die zur Prävention sowie im Fall des Eintritts eines solchen Ereignisses erforderlich werden. Unter Pandemie versteht man eine länder- und kontinentübergreifende Ausbreitung einer Infektionskrankheit. Pandemien können nur entstehen, wenn sich Viren verbreiten, die von Mensch zu Mensch übertragbar sind. Die Gesamtdauer einer solchen Epidemie wird auf 8-10 Wochen, der Höhepunkt der Erkrankung auf 3-4 Wochen geschätzt (Quelle: Bundesamt für Bevölkerungsschutz und Katastrophenhilfe). Andere Großschäden können die Zerstörung des Gebäudes z.B. durch Feuer oder Naturkatastrophen sein. Bei den zu treffenden Maßnahmen berücksichtigt die Arbeitgeberseite die Empfehlungen und Vorgaben der medizinischen Behörden und Beratungsstellen bzw. wird eng mit den Vertretern des betriebsärztlichen Dienstes zusammenarbeiten.
§ 2 Geltungsbereich
Diese Betriebsvereinbarung gilt:
1. personell
für alle Arbeitnehmer des Arbeitgebers, soweit sie vom Betriebsrat vertreten werden.
2. [bookmark: _GoBack]räumlich
für alle Betriebsstätten des Arbeitgebers, soweit sie vom Betriebsrat vertreten werden.
3. sachlich
für sämtliche Maßnahmen, die im Zusammenhang mit dem Auftreten einer Pandemie oder eines Großschadenereignisses zum Schutz vor Beeinträchtigungen von Leben und Gesundheit der Arbeitnehmer und Sicherstellung der geschäftskritischen Prozesse erforderlich sind.
4. zeitlich
ab dem Ausrufen des Katastrophenfalles nach Eintritt eines Großschadens durch die Bundesregierung oder Landesregierung, die Feststellung der Pandemie Stufe 6 durch die Weltgesundheitsorganisation und das Robert-Koch-Institut in Verbindung mit dem ...-intern festgelegten Stufenplan gemäß Anlage 1 sowie bei Eintritt eines Notfalls entsprechend der K-Fall-Szenarien (Anlage2). bzw. Feststellung der Pandemie Stufe 6 in der ...
Folgende Phasen werden im Rahmen einer Pandemie unterschieden:
· Phase vor der Pandemie (WHO-Phase 1-5)
· Phase während der Pandemie (WHO-Stufe 6)
· Phase nach der Pandemie (WHO-Stufe 1)
§ 3 Vom Arbeitgeber zu treffenden Maßnahmen im Katastrophen-/Pandemiefall
Die nachfolgend aufgeführten Maßnahmen regeln Rechte und Pflichten auf Seiten des Arbeitgebers und der Arbeitnehmer während einer Pandemie oder eines anderen Großschadenereignisses. Soweit diese Betriebsvereinbarung zeitlich gilt, kann der Arbeitgeber ohne ein Mitbestimmungsverfahren mit dem Betriebsrat zu betreiben, nachstehende Anordnungen treffen.
1. Anordnung von Home Office-/ Telearbeit
Der Arbeitgeber kann anordnen, dass Tätigkeiten nicht vom Arbeitsplatz der jeweiligen Betriebsstätte, sondern von der Wohnung des Arbeitnehmers aus verrichtet werden. Die Einrichtung des entsprechenden Arbeitsplatzes sowie die Verrichtung der Tätigkeit in der Wohnung des Arbeitnehmers richten sich nach den beim Arbeitgeber geltenden Regelungen (siehe Anlage Mustervertrag). Der Arbeitgeber behält sich vor, im Einzelfall über den Einsatz und die Dauer der Telearbeit zu entscheiden. Der Arbeitgeber wird für die Einrichtung des Telearbeitsplatzes die notwendige technische Ausstattung zur Verfügung stellen.
2. Bezahlte Freistellung
Ist es dem Arbeitgeber infolge des Schadenereignisses nicht möglich, dem Arbeitnehmer die vertraglich geschuldete Tätigkeit oder eine ihm andere zumutbare Arbeit am Arbeitsplatz in der Betriebsstätte anzubieten und ist die Verrichtung der Tätigkeit im Einzelfall zugleich organisatorisch und fachlich in Form eines Telearbeitsplatzes ausgeschlossen, kann der Arbeitgeber den Arbeitnehmer von seiner arbeitsvertraglich geschuldeten Tätigkeit unter Fortzahlung seiner Bezüge freizustellen. Der Arbeitgeber bestimmt die Dauer der Freistellung.
3. Anordnung von geschäftsnotwendigen Tätigkeiten außerhalb des Arbeitsvertrages
Der Arbeitgeber kann zwecks Aufrechterhaltung der kritischen Geschäftsprozesse der Gesellschaft gemäß Anlage 3 und 4 der BV dem Arbeitnehmer Tätigkeiten zuweisen, die der Arbeitnehmer individualvertraglich eigentlich nicht schuldet. Der Arbeitgeber kann dem Arbeitnehmer vorübergehend jede geschäftsnotwendige Tätigkeit in einer anderen Abteilung oder einem anderen Arbeitsbereich zuweisen. Dies gilt insbesondere dann, wenn die als Anlage 3 und 4 beigefügten Schlüsselpersonen durch das Schadenereignis ausfallen und die vorgesehene Vertreter nicht mehr verfügbar sind.
4. Anordnung von Überstunden
Der Arbeitgeber kann kurzfristig ohne vorhergehende Zustimmung des Betriebsrates – in Abweichung zu Punkt 3.4 der BV ´Arbeitszeit 2001´ – zwecks Aufrechterhaltung der kritischen Prozesse gem. Anlage 3 und 4 den Arbeitnehmer zur Ableistung von Mehrarbeit verpflichten. Dies gilt insbesondere für den Fall, dass die in Anlage 3 und 4 genannten Personen ausfallen. Die Mehrarbeit gestaltet sich im Rahmen der zulässigen Grenzen gemäß des Arbeitszeitgesetztes (ArbZG). Die Ruhezeiten gem. ArbZG werden hierbei eingehalten. Die weiteren in Punkt 3.4. der BV ´Arbeitszeit 2001´ enthaltenen Regelungen bleiben hiervon unberührt.
5. Informationspflicht
Der Arbeitgeber verpflichtet sich im Katastrophen- bzw. Pandemiefall, die Mitarbeiter regelmäßig, mindestens einmal pro Woche, in Form eines vom Arbeitgeber zu bestimmenden Kommunikationsmittels (z.B. Intranet, E-Mail, Telefonkette) über den aktuellen Stand sowie die in Bezug auf die Gesellschaft zu treffenden Maßnahmen zu unterrichten.
6. Anordnung von Schutzmaßnahmen
Der Arbeitgeber hat die Möglichkeit, das Tragen von Schutzmasken anzuordnen. Der Arbeitgeber bestimmt den Zeitpunkt und die Dauer des Tragens der Schutzmasken. Darüber hinaus können Versammlungs-, Zutritts- und Kontaktverbote ausgesprochen werden.
§ 4 Verhaltensregeln des Arbeitnehmers
Auch im Fall eines Großschadenereignisses besteht für den Arbeitnehmer grundsätzlich die Verpflichtung zur Erbringung der Arbeitsleistung. Wird der Katastrophen- oder Pandemiefall festgestellt, sind jedoch die aufgestellten Notfallpläne und Sondervereinbarungen einzuhalten. Die Umsetzung obliegt dem Krisenteam (Anlage 4) bzw. den zuständigen Vorgesetzten.
1. Verhalten bei Verdacht auf Auftreten eines Pandemiefalles Beispielhaft werden die Symptome der Grippe dargestellt. Es kann jedoch auch zu anderen Infektionskrankheiten kommen. Die jeweils vorliegenden Symptome werden vom Arbeitgeber gesondert bekannt gemacht. Die Verhaltensregeln gelten entsprechend. Grippeviren werden durch Tröpfcheninfektion übertragen. Bei erkrankten Personen sind insbesondere die Hände durch Husten und Niesen belastet. Typische Krankheitszeichen einer Influenza sind
· plötzlicher Krankheitsbeginn mit hohem Fieber > 38,5 °C
· Muskel-, Kopf- und/oder Gliederschmerzen
· Trockener Husten, Schnupfen
· Mattigkeit
· ggf. Erbrechen und Durchfall.
Der Arbeitnehmer verpflichtet sich, im Fall des Vorliegens von Krankheitssymptomen sofort den (Haus-) Arzt zwecks Untersuchung und Behandlung telefonisch zu kontaktieren und aufzusuchen. Darüber hinaus hat der Arbeitnehmer unverzüglich seinen Vorgesetzten und die Abteilung Personal über den bestehenden Verdacht zu informieren. Bis zum Abschluss der Untersuchung durch den Arzt bzw. die zuständigen Gesundheitsämter ist der Arbeitnehmer von der Erbringung seiner Arbeitspflicht befreit, um die Ansteckungsgefahr für die anderen Arbeitnehmer zu reduzieren. Dies geschieht unter Fortzahlung seiner Bezüge gemäß Punkt 3.2 dieser BV. Über den Arztbesuch ist ein Attest vorzulegen. Ebenso obliegt dem Arbeitnehmer eine Informationspflicht für den Fall, dass gem. § 31 des Infektionsschutzgesetzes ein Tätigkeitsverbot ausgesprochen wird. Im Fall des Tätigkeitsverbots werden für die Dauer desselben die Bezüge weiter bezahlt. Verweigert der Arbeitnehmer einen Arzt zur Untersuchung aufzusuchen, kann der Arbeitgeber den Arbeitnehmer von seiner Arbeitsleistung unter Anrechung von evtl. bestehenden Gleitzeitguthaben freistellen. Die Regelung gilt entsprechend im Fall einer Erkrankung im privaten Umfeld (Familienangehörige, Lebenspartner) des Arbeitnehmers.
2. Tragen von Schutzmasken
Hat der Arbeitgeber das Tragen von Schutzmasken angeordnet, sind diese nach Weisung und Maßgabe des Arbeitgebers zu tragen. Die Schutzmasken sind vom Arbeitnehmer täglich zu wechseln und in den hierfür extra aufgestellten Müllbehältern zu entsorgen.
3. Desinfektion der Hände
Die Arbeitnehmer verpflichten sich, nach Personenkontakten, vor und nach jedem Toilettengang sowie vor jeder Nahrungsaufnahme die Hände gründlich mit Wasser und Seife sowie den bereitgestellten Desinfektionsmitteln zu reinigen.
§ 5 Vorbereitung der On-demand-Einrichtung durch ITD
Für die kritischen Ressourcen gemäß Anlage werden vorsorglich die Voraussetzungen für eine Arbeit von zu Hause geschaffen. Daraus folgt nicht die generelle Zustimmung zu Telearbeitsplätzen, sondern geschieht ausschließlich zur Notfallvorsorge. Den Zeitpunkt der Einrichtung bestimmt der Vorstand im Rahmen der Krisenteamsitzungen. Die Umsetzung erfolgt durch die IT.
§ 6 Beschlussfähigkeit des Betriebsrates
Für den Fall, dass der Betriebsrates aufgrund des Eintritts des Pandemiefalls nicht gem. § 33 BetrVG vor Ort beschlussfähig wäre, wird der Arbeitgeber die technischen Voraussetzungen für die Durchführbarkeit von Telefonkonferenzen für die Betriebsratsmitglieder schaffen.
§ 7 Anlagen
Es besteht Einigkeit, dass die hier in der Betriebsvereinbarung genannten Anlagen Bestandteil dieser Betriebsvereinbarung sind. Es besteht des Weiteren Einigkeit, dass Anlage 4 insoweit inhaltlich geändert werden kann, als dass die dort benannten Personen infolge des nicht im Voraus zu planenden Verlaufs eines Pandemiefalls nicht zur Verfügung stehen.
§ 8 Schlussbestimmungen
Diese Betriebsvereinbarung tritt in Kraft:
1. mit Unterzeichnung beider Parteien und
2. mit dem Zeitpunkt der Feststellung der Pandemie oder des Schadenereignisses gemäß Punkt 2.4
3. mit Feststellung des Schadenereignisses für die …durch den Vorstand der … Die Maßnahmen der Betriebsvereinbarung gelten zeitlich solange, bis die Pandemiewarnung von den örtlich zuständigen Stellen aufgehoben wird.
Wird im Rahmen der Umsetzung der Notfallpläne festgestellt, dass Nachbesserungsbedarf für diese BV besteht, wird diese nach Ende des Katastrophen- oder Pandemiefalles überprüft und angepasst. Sollten Teile dieser Betriebsvereinbarung ganz oder teilweise nichtig oder unwirksam werden, wird hierdurch die Wirksamkeit der Betriebsvereinbarung im Übrigen nicht berührt.


